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Zur Uegelung der privatrechtlichen Stellung der Er- 
werbs- und Wirthſchaftsgenaſſruſchaſten in Heſterreich. 
Von Prof. Or. Entanuel Herrmann. 

1. 


Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften beſtanden in Oeſter⸗ 
reich ſchon lauge vor der Bewegung, welche Schulze⸗Delihſch in Nord⸗ 
deuſſchland im Fahre 1850 hervorrief. 

Schon vor zweihundert Jahren exiſtirte in Waidhofen au der 
Abbs der Lambertiverein, eine auf Wechſelfeltigkeit gegründete Aus⸗ 
hilfseaſſe, welche ihren Mitgliedern, meiſteus Realitektenbeſitern, im 
Falle der Noth, beſonders durch Feueröbrunſt oder Viehſeuche, Dar⸗ 
lehen gewährte, die längſtens binnen zwanzig Jahren mit fünfper⸗ 
centigen Zinſen zurückbezahlt werden mußten. Im vorigen Jabrhun⸗ 
dert ward die „Privallade zur 1 von kleinen Beiträgen“ in 
Falkenſtein, Bezirk Felbsberg in Nieder⸗Oeſterreich gegrinbet , um 
hilfsbedürftige Infaſſen durch billige Darlehen zu unterſtützen “. 

Am 6. April 1848 traten in Wien niehrere Tiſchler zu einem 
Teſchlervereine zufammen, welcher noch heute blüht. Diefer Bere 
ein ſtellte ſich die Aufgabe, für die Eiſchlermeiſter Wienk welche als 
Mitglieder beitreten, eine Möbelniederlage zu halten, für fie Beſtel⸗ 
lungen zu übernehmen und ihnen Vorſchüſſe zu leiſten. In § 28 des 
Statuts dieſes merkwürdigen Vereines iſt der Wunſch ansgeſprochen, 
„daß von den Vereinsmitgliedern durch monatliche Einlage eine Ans⸗ 
hilfscaſſe gegründet werde, woran ſämmtliche Mitglieder 
Theil nehmen follten, wo daun aus dieſer Aushilfseaſſe nach dem 


J Stehe Statiptik der Bolkbwüthchaft In Nieder-Deſterceich 1358 bis 1846, 
Heraudgegeben von der Hanbed und Gewerbekammier in Wien, Baud U, S. 871. 


Umfange des Vermögens, Darlehen gegen 5% an die Mitglieder ge⸗ 
macht würden“. 

Im November 1857 brachte der Zinngießer Karl Staudinger 
in Klagenfurt auf Anregung des aus Kärnten nach Nordamerica aug⸗ 
gewanderten Schneiderntelſters Jeſeph Lorber eine Aushilfsegſſe zu 
Stande, welche gegenwärtig mehrere hundert Mitglieder zählt und 
1870 einen Darlehensverkehr von 324.752 fl. 17 fr. erzielte. Dieſe 
Aushilfscafſe eutſtand vollkommen unabhängig von der gleichzeitigen 
Wirkſamkeit des Kreisrichters Hermann Schulze in Delißſch. Denn 
erſt als im Jahre 1854 in der Gartenlaube Schulze Handwerker- 
briefe von der Gründung der Genoſſenſchuften in Nord⸗Deulſchland 
nähere Kunde brachten, gelangten die Gründer der Aushilfseaſſe 
11 e zur Keuntniß dieſer Beſtrebungen nach dem gleichen 

tele. 

Meckwürdiger Weſſe hielten ſich auch ſpater, als bereltg Schulze⸗ 
Delißſch's Haudwerker⸗Aſſoclationsbuch und deſſen Werk „Vorſchuß⸗ 
und Creditvereine als Volksbanken“ erſchienen waren und Statuten⸗ 
Formularien, ſowie genaneſte Anweiſungen zur Gründung der Altz⸗ 
hilfscaſſen brachten, die meiften, in Deer entſteheuden Vorſchuß⸗ 
caſſen⸗Vereſne nur an die Statuten der Klagenfürter Aughilfseaſſe, 
welche in einem ſehr weſentlichen Punkte von den norddentſchen Nor⸗ 
malftatuten abweichen. 

So wurden z. B. durch Vermittlung und Bethtlfe det Kla⸗ 
genfurter Vereines im Jahre 1856 Auchilfscaſſen in Lalbach, Klaus 
fenburg *), Temesvar und Karlſtadt, im Jahre 1858 weitere Aus⸗ 
hilfscaſfen in Linz, Zuaim und Graz gegründet. 

Im Jahre 1861 beſtanden in Denkſch⸗Oeſterreich vierzehn Aus⸗ 
hilfscaſſen. Drei Jahre ſpäter waren bereiks vierzehn deutſche und 
einhundert und vier czechtſche Aushilfsvereine vorhauden. Und int 
Jahre 1868 weist der Jahreabericht von Schulze⸗Delltzſch für Böhmen 
288, fin Mähren 69, für Nieder⸗Oeſterreich 32, für Ober-Oeſterreich 
6, für Käruten 6, für dm Schleſien 6, für Steiermark 5, für 
Salzburg 3, für Krain, Mrol und das Küſtenlaud je eine Aushilfe 
caffe, zuſammen 418 Vereine aus. 

Im gegenwärtigen Angenblicke durften in Oeſterreich bereits 
700 bis 800 Aushelpscaſſen, oder wie man fie in neueſter Zeit neunt, 
Vorſchußvereine beſtehen. 

Dazu kommen noch ſelt dem Jahre 1868 eine Schnelderge⸗ 
noſſenſchaft in Wien, mehrere Dampf⸗Dreſchmaſchinen⸗Vereine in Ober⸗ 
Oeſterreich, ein Tiſchlerverein iu Karolinenthal, ein Tiſchler⸗ und 
Wagnerperein in Podebrad, vier Schneidervereine in Prag, ein Schnei⸗ 
dervereln in Smichow Schuhmachervereine in Hlinsko, Holie, Kolin, 
Eule und Skne in Böhmen, eine Möbelmagazinz⸗Genoſſenſchaft in 
Graz, ein Webervereln in Landokron in Böhmen, 237 Coſumvereine 
in allen Provinzen Oeſterreichs wovon anf Böhmen allein 159 
kommen und mehrere Baugenaoſſeuſchaften iu Wien und Wiener⸗ 
Neuſtadt. 


) Die Rlanſenburger Auchilfscaſſe beſteht gegenwärtig aus 8179 Mitgliedern 
unit nenn Guthaben der Mitglieder von 716.868 und einen jährlichen Geſchäfteum⸗ 
„ on 2.519.900 fl. 


Seit einigen Monaten fhretiet die Agitation für Gründung 


von Vorſchußcaſſen, beſonders für die bäuerliche Bevölkerung, in den 
deutſch⸗oͤſterreichiſchen Provinzen mit ſieberhafter Haft vorwärts. Saft 
jeder Bezirk erhält feine eigene Vorſchußscaſſe. Und die Neſultate, welche 
ſolche ländliche Vorſchußeaſſen bisher erzielten, find geradezu ſtaunens⸗ 
werth. Der im Frühjahre 1869 gegründete wechfelſellge Vorſchuß⸗ 
caſfen⸗Verein für das Lavantthal zu Wolfsberg ſetzte allein un erſten 
Halbjahre 1871 287.297 fl. 11 k, als Darlehen an baͤuerliche 
Grundbeſiger um, kann alſo auf einen Jahrezumſatz von nahezu 
600.000 fl. rechuen. 

Das Capital, welches in dieſen geuoſſeuſchaftlichen Vereinen in 
Oeſterreich eirculirt, erreicht die Summe von jährlich mindeftens 150 
Millionen Gulden. 

Und doch iſt ſeltfamer Weiſe in Defterreich noch wenig geſche⸗ 
hen, um bie rechtlichen Verhältniſſe dieſer zahlreichen Genoſſenſchaften 
zu regeln und durch eine allgemeine Norm zu ſchügen. 

Dagegen hatte in Preußen Schulze⸗Veligch zu einer Zeit, als 
die dortigen Genoſſeuſchaften die Zahl von 300 noch nicht überſchritten 
hatten, bereis durch die Entwerfung etnes Geſetzes zur Regelung der 
privatrechtlichen Stellung der Erwerbs⸗ und Wirſhſchaftsgenoſſenſchaften 
Sorge getragen. Der erſte Geſetzeutwurf ftamınt aus deim Jahre 1860 
und Et nach engliſchem Muſter verfaßt. Als aber 1862 das allge⸗ 
meine deutſche Handelsgeſezbuch erſchien, da arbeitete Schulze den 
Entwurf neuerdings eulſprechend um und brachte denſelben im Frühe 
jahre 1863 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ein. 

Die preußiſche Regierung veraulaßte eingehende ſtatiſtiſche Er⸗ 
hebungen im ganzen Laude und holte die Ansichten der Behörden 
über den Entwurf ein. Dieſe Ermittelungen dauerten bis 1866. Erſt 
am 11. November 1866 brachte die Regierung einen neuerdings re⸗ 
vibirfen Geſetzentwurf ein, welcher, nachdem er in Folge heftiger Ans 
griffe und Debatten im preußiſchen Abgeorduetenhauſe in mehreren 
Punkten abgeaͤndert worden mar, ain 27. März 1867 Geſegzeskraft 
erlangte. Daß feit 1. Fäuner 1869 geltende Norddeutſche Genoſſeu⸗ 
ſchaftägeſetz ift ein faſt unveränderter Abdruck deß erſtern. 

Das norddeulſche Genoſſenſchaftsgeſetz gilt für alle Geſellſchaften 
von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderung bed Cre⸗ 
dits des Erwerbeg oder der Wlrihſchaft ihrer Mitglieder mitteljt ges 
mpeinſchaftlichen Geſchaftsbetriebes bezwecken, namentlich Vorſchuß⸗ und 
Crebitvereine, Rohſtoff⸗ und Magazinvereine, Vereine zur Anfertigung 
von Gegenſtänden und zum Verkauf der gefertigten Gegenſtände auf 
gemeluſchaftliche Rechnung (Produeſp. Geroſfaſcoffen) Vereine zum 
gemeinſchaftlichen Einkauf von Lebensbedürfuſſſen im Großen und Abs 
laß in kleineren Parklen an ihre Mitglieder (Conſumperelne), und 
endlich Vereine zur Herſtellung von Wohnungen für ihre Mitglieder 
und gewährt denſelben die Rechte als „elugetragene Genoſfenſchaft“, 
ſobald fie die Bedingungen erfüllen, daß ſie den Geſelſſchaftsvertrag, 
welcher geſegmäßig ausgearbeitet vorliegen muß, beim Handelsgerichle 
des Wohnſiges in das Genoſſenſchaftsregiſter (das einen Thefl des 
Haudelgregiſters bildet) eintragen laſſen. Ein Auszug hierüber wird 
fodann veröffentlicht. 

Es iſt offenbar, daß man den Erwerbö⸗ und Wirthſchaftsge⸗ 
noſſenſchaften durch dieſe Anorduuug gleiche Rechte mit den Haudels⸗ 
geſellſchaften zu erkheilen trachtete, um fie ganz aus dem Kreiſe des 
Einfluſſes der polſtiſchen Behorden zu ziehen. Denn als die Regierung 
ihre Beſtimmung im Gefetzentwurfe, etubrachte daß jede neu zu gründende 
Genoſſeuſchaft vorher die Genehmigung des Oberpräfidenten der Pro⸗ 
vinz einholen müſſe, ehe die Eintragung der Statuten in das Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter ſtattfluden köune, da erhob ſich im preußlſchen 
Abgeordnetenhauſe von Sette vieler Mitglieder besfelßen ein ſo ge⸗ 
waltiger Sturm, daß ſich die Regierung genöthigt fah, ihren Ankrag 
ohne weiters zurückzuziehen. 

Wenn aber die Genoſſenfchaſten“) von der Uleberwachung der 
politiſcheu Behörden befreit und den Haudelsgefellfchaften gleichgeſtelft 
werden ſollen, dann mllſſen ſte auch in ihren Statuten ſolche Garan⸗ 
tien feſtſtellen, daß der Staat ſowohl daß öffentliche Wohl als au 
die Privatrechte aller beteiligten oder mit den (Heuoſſenſchaften ſpater 
in Verkehr krelenden Perſonen geſtchert fehen fann. 


>) Mir Gebienen uno einfach der nordpeulſchen Ausdrnde „Geurffenfchaften® für 
Erwerbs- und Wirthſchaflageheſſenſchaften, wffhtenb in Seſterteſch allerdinge 
fälschlich auch Juunagen und Zwangsgenaſſenſchaflen mit lediglich adminiſteativen 
Aufhaben, min dem Nanıcn „Genoſfenſchaften“ bezeichnet werden. 
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Die Garantien find theſls gauz dieſelben, welche der § 209 
des allgemeinen Handelsgeſetzbuches für den Geſellſchaftsvertrag der 
Actiengeſellſchaft vorſchreibt theils folche, welche aus der Natur der 
Genoſſenſchaften hervorgehen. § 3 des norddeutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
geſeges, welcher den Inhalt des Geſelſſchaftsvertrages der Genoſſen⸗ 
ſchaft vurſchrelbt, hält ſich daher faſt ganz an den Wortlaut des ge⸗ 
nanuten Paragraphes des allgemeinen Handelsgeſetzbuches. 

Nur wird beftimmt, daß anfintt der Höhe des Grundeapitals 
und der einzelnen Aetien oder Aetienantheile die Bedingungen des 
Ein⸗ und Austrittes der Genoſſenſchafter, anſtatt der Eigenſchaften 
der Actien (ob ſie auf Inhaber oder auf Namen lauten) der Betrag 
der Geſchäftsantheile der einzelnen Geuoſſenſchaften und die Art der 
Bildung dieſer Autheile anzugeben find. 

Der wichtigſte Pnukt aber iſt die Forderung des Genoſſeuſchaftä⸗ 
geſetzes, daß die Statuten dle Beſtimmung enthalten müf- 
ſen, daß alle Genoſſenſchafter für die Verbindlichkeit der 
Genoſſenſchaft ſolidariſch und mit ihrem ganzen Ver: 
mögen haften. 

In Preußen und Norddeutſchland machte dieſe Forderung keine 
Schwierigkeiten, da alle Genoſſeuſchaften die Muſterſtatuten Schulze⸗ 
Delitzſch's augenommen haben und dieſe die Solidarhaftung enthalten, In 
Oeſterreich ift es jedoch ganz anders, wie wir wetter unten ſehen 
werden. 

Die übrigen Abſchuitte des Genoſſenſchaftsgeſetzes geben Nor⸗ 
mative für die Verfaſſung des Genoſſenſchaftsvertrages: hinſtchtlich 
der Rechtsverhältuiſſe der Genoſſenſchafter unterelnander, fo wie der⸗ 
felben und der Genoſſenſchaft gegen Dritte, über den Vorſtand, den 
Aufſichterath und die Generalperſammlung, über die Auflöfung der 
Genoſſenſchaft, das Ausſcheiden einzelner Geuoſſenſchafter und die Li 
quibatton der Genoffenſchaft. Feruer wird die Verſährungsfriſt für 
Klagen der Genoſſenſchaft gegen ihre Mitglieder auf zwei Jaßre 
firirf, und endlich eine Reihe von Strafen feſtgeſetzt, zu welchen das 
Handelsgericht den Genofſenſchaftsvorſtand verürtheilen darf, wenn 
dieſer die Beſtimmungen des Gefepes nicht erfüllt oder in den An⸗ 
zeigen Unrichtigkeiten mittheilt. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eompetenzftveit. Anerkennung der Competenz der Gerſchtsbehör⸗ 

den zur Eſttſcheidnug über Klage wegen Störung des Beſitzes, 

begangen durch von der Gemeinde angeordnete Tracirnugsar⸗ 
beiten in Abſicht auf Herſtellung einer Gemeindeſtraße ). 


Jacob F. hat den Ingenieur Domiufk C. und den Gemeinde— 
diener Michael D. wegen geſtörten Beſſßez deßwegen belaugt, weil 
dieſe über Aufträge der Gemeindevertretungen von B. und V. zur 
Verfaſſung eines Situgtionsplaue für eine neue Gemeindeſtraße in 
den Waldungen des Klägers ohne deſſen Zuſtimmnug Tracirungs⸗ 
arbelten vorgenommen, daber Pflöcke eiugeſchlagen und Baumäſte ab: 
gebrochen halten. 

Ueber die darüber in der Hauptſache und auch mit der Incom⸗ 
petenzefmvenduug gepflogene Verhandlung haben das Bezirksgericht 
B. und das Oberlandesgericht in T. ſich zur Eutſcheidung für zus 
ſtändig erklärt, ſoſort dem Klagebegehreu ſtattgegeben, und die Be⸗ 
klagten in die Proceßkoſten von 25 fl. 93 ¼ kr. verfällt. 

Dagegen haben die Geklagten den außerordenklichen Neem 
ergriffen. 

Der oberſte Gerichtshof faßte darüber vorerſt die Anficht, daß 
zur Eutſcheidung dieſes Gegenſtandes nicht die Gerichtö-, ſondern die 
poliliſch = anminiftrativen Behörden berufen ſeien, und führte für dieſe 
jeine Meinung in der Gompelenzfrage dem Miniſterium des Innern 
folgende Gründe vor: „Der Gegeuſtand der Klage beftehe darin, daß 


ch Dominik C. als Feldmeſſer und Michael D. als Gemeindediener von 


V. über Auftrag der Gemeindevorſtehungen von B und V. iu den 
Waldungen des Klägers Vermeſſungen vornahmen, Pflöcke einſchlugen 
und Zweige abbrachen, damit E. einen Plan zu dem Projekte einer 
Gemeiudeſtraße ausarbeiten köune, über deren Bau die genannten Ge⸗ 


) Mau vergl. die Mitteilung In Nr. 32, S. 127 deb Jahrganges 1871 
dieſer Zeftſchrifl. 


meindevorſtehungen in Verhandlung trefen wollten. Da nach dem 
Gemeindegeſetze die Herſtellung und Erhaltung von Gemeindeſtraßen 
zu den Befugniſſen der Gemeinderepräſentanzen gehören, welche ihnen 
als prlitiſch⸗adminiſtrativen Localbehörden zuſtehen, fo muſſe den Ge⸗ 
meiudevorſtehungen anch das Recht zuſtehen, die zur Anlegung ſolcher 
neuer Communalſtraßeu nothwendrgen Porerhebungen, Vermeſſungen 
und andere Arbeiten vorzunehmen, und es könne daher, wenn dabei 
die Sphäre des den Communalbehörden zuſtehenden Befngnißes über⸗ 
schritten, oder die daber vorgeſchrtebenen Förmlichkeiten und Benach⸗ 
richtigungen der Beſitzer jener Grundſtücke, auf welchen derlet Vor⸗ 
erhebungen vorgenommen werden, verhachläſſiget worden find, die Ab⸗ 
hilfe dagegen nur bet der den Gemeindeborſtehungen vorgeſeßten poll⸗ 
tiſch⸗adminiſtrativen Behörde, nicht aber im gerichtlichen Wege mittelft 
einer Befitzſtörungsklage geſucht werden. Es durften daher wegen 
dieſes Factums weder die Gemeindevorſtehungen von B. und V., noch 
ihre Abgeordneten, die Beklagten, vor das gerichtliche Forum mittelſt 
einer Beſitzſtözvungsklage gezogen werden, und zwar die Beklagten um⸗ 
foweniger, als fie nicht eſgenmächtig vorgegangen ſiud, wie $ 339 des 
a. b. G. B. zu einer rechtswidrigen Störung des Beſitzes fordert, 
ſondern nur einen ihnen von der polttiſch⸗adminiſtrakwen Localbehörde 
ertheilten Auftrag vollzogen haben“. 

Dad Miniſterium des Innern gab jedoch feine Meinungs⸗ 
äußerung in der Competenzſrage unterm 24. Juni 1871, 3 8565 
dahin ab, daß es im vorliegenden Falle der Anſicht des oberſten Ge⸗ 
richtshofes nicht beizuſtimmen vermöge, ſondern vielmehr glaube, daß 
die Angelegeuhelt einen Gegenſtand der richterlichen Competenz bilde, 
und zwar aus nachſtehenden Erwägungen: „Es liegt nicht im Wir⸗ 
fungskreiſe der Gemeinden im Zwecke von Straßenanlagen oder vor⸗ 
berathenden Vermeſſungen und Nivellirungen die Expropriation, Be. 
laſtung oder was immer für eine Einſchränkung fremder Etgenthums⸗ 
rechte zu verfügen. Derartige Maßregeln können nur von den poli⸗ 
tiſchen Behörden bewilliget werden. Wenn eine Gemeinde oder ein 
Anderer ku ihrem Namen oder Auftrage Eingriffe in fremdes Eigen: 
thum eigenmächtig, d. i. ohue vorgängige behoͤrdliche Bewilligung ſich 
etlaubt, ſo vermag der Umſtand, daß der Eingriff von einer Gemeinde 
ausgeht, und daß, inſoferne derſelben ein Genlelndebeſchluß zu Grunde 
liegt, deſſen Vollzlehung von der politiſchen Behörde unterſagt werden 
kaun, an der Berechtigung des in feinen Rechten Gekränkten, Schutz 
ſeiner Privatrechte und Eutſchädigung vor dem Eipilrichter zu ſuchen, 
nichts zu andern“. 

Ver oberſte Gerichtzhof hat ſonach, ſich zur Anſicht des Mint 
ſteriums des Innern bekehrend, unterm 6. Juli 1871, 3. 8281 den 
außerordeutlichen Repiſionsreeurs der Beklagten verworfen Km. 


Die Anfechtung elner admtiniſtrativen, Verfügung, welche kelne 

Eutſcheidung über Nechtsfragen enthalt, iſt im Nechtsivege unzu⸗ 

läſſig. (Act. 43 ee vom 24. December 1463, Nr. 
uu M. G. Bl.) 

Mit Verordnung des Stadtmagiſtrates in Trieſt vom 2. Auguſt 
1870, 8. 9754 wurde der k. k. priv. Azienda Assicuratrice, als 
Eigenthümerin eines dort gelegenen Hauſed aus Geſundheitgrückſichten 
aufgetragen, die Rauchfänge ihred Gebäudes zu erhöhen und den Ge⸗ 
brauch der Steinkohlen in der Werkſtätte des Schloſſers Karl M. 
bis zur Ausführung jener Arbelt zu unterlaſſen. Durch dieſe Ver⸗ 
ordunng erachtete ſich die k k. Azienda Assicuratrice in ihren Pri⸗ 
vatrechten verkürzt und trat wegen vermeinklicher Ueberſchreitung der 
dem Stadtmagſſtrate zuſteheuden Befugniſſe gegen die Nachbarn klagbar 
auf, und ſtellte das Begehren um Erkenntniß der geſetzlichen Uuſtatt⸗ 
haftigkeit der mit dem obeitirten magiſtratlichen Erlaſſe erfloſſenen 
Anordunng. 

Das k. k. Landesgericht in Trieſt wies jedoch mit dem Be⸗ 
ſcheide vom 9. November 1870, 3. 8412 die Klage wegen Unzu⸗ 
ſtäͤndigtrit der Gerichtsbehörden zurück, und auf Recurs der Klägerin 
beftätigte das k. k. kuſtenländiſche Oberlaudesgericht mit Verordnung 
vom 15. December 1870, 3. 6803 den erſtrichterlichen Beſcheſd, weil 
die durch das Deeret dei Stadlmagiſtrates vom 2. Auguſt 1870, 
8. 9754 getroffenen Verfügungeit lediglich Anordunngen und Verbote 
betreffen, welche offenbar aue Poltzei⸗ und Sauiätscückſichten erlaffen 
wnrden; weil int vorliegenden Falle die im Art. 15, erſten Abſaßz 
des Skaatsgrundgeſeßes vom 21. December 1867, 8. 144 enthaltene 
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Vorſchrift nicht anwendbar iſt, da es ſich nicht um eine von der Ver⸗ 
waltungsbehorde über einander widerſtreffende Anſprüche von Privat- 
perſouen erfloffene Entſcheidung handelt, und weil der ſich durch 
den Beſcheid des Stadtmagiſtrates beſchwert fühlenden Partei offen 
ſtaud, das Nechtsmittel des Necurſes au die zuständigen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden und beziehentlich nach dem zweiten Abſaße des ob⸗ 
citirten Art. 15 an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen, 

Ueber den außerordentliche Reviſſongrecursz der k. k. priv. 
Azienda Assicuratriee hat der k. k. oberſte Gerichtehof unterm 
28. Februar 1871, 3. 2360 in Erwägung, daß der Stadtmagiſtrat 
in Trieſt mit dem 5 vom 2. Yuguft 1870, 3. 9754 nur Vor⸗ 
kehrungen im Jutereſſe der öffentlichen Sanitätsverhältniffe und der 
öffentlicher Ordnung traf, ohne irgend welche durch das Staatsgrund⸗ 
geſeß vom 21. December 1867, J. 144 der ansſchließenden Juſtän⸗ 
digkeit der Gerichtsbehörden vorbehaltene Privatrechtsfragen zu löſen, 
die außerordentliche Reviſſonsbeſchwerde als ungegrünrdet zurückzuweſſen 
befunden. Ger.⸗Atg. 


Die Bezirksvertretung iſt nicht berechtiget, den Bertretungsmit⸗ 
gliedern eine Entſchädigung für Gonmilfiohepientleiftungen aus 
Bezirksmitteln zuzuſprechen “). 


Die Bezirkevertretung in E. hat in ihrer Sitzung von 29. Des 
cember 1870 beſchloffen: „den Vertretungsmilgliedern überhaupt für 
ihre Dienſtleiſtungen eine Entſchädigung und zwar für Dienſt⸗ 
leiſtungen, reſpeetſe Commiſſtonen im Wohnorte det Mitgliedes täg⸗ 
nach 1 fl. 50 kr. und außerhalb des Wohnortes 3 fl. täglich zu leiften“. 
Der Bezirkshauptmann hielt dieſen Beſchluß als geſetzwidrig, nachdem 
gemäß § 47 dez B V. Geſehes für Böhmen vom 25. Jult 1864) 
das Amt eines Mitgliedes der BT a unentgeltlich iſt und 
nur die Mitglieder des Bezirksauzſchuſſes und der Obmanu berechtigt 
find, die Vergütung der baaren Auslagen anläßlich ihrer Geſchäfts⸗ 
führung aus Bezlrksmitteln anzuſprechen. Der Bezirkshauptmanu 
fand ſich deßhalb veranlaßt, die Ausführung biefes Bezirkeverkretungz 
beſchluſſes im Grunde des 6 79 det B. V. G. zu ſiſtiren und den 
Act der Statſhalterei zur Schlußfaſſung über die Frage, ob der 
Beſchluß vollzogen werden könnte oder nicht, vorzulegen. 

Die Statthalterei hat im Einverſtänduiſſe mit dem böhmischen 
Landesausſchuſſe den Vollzug des vom Bezirkshauptmann bereits ſiſtrten 
Beſchluſſes im Grunde der 88 47 und 79 B. B. ©. unterſagt. 

Gegen dieſe Eutfcheidung wurde nun vom Bezirksausſchuſſe in 
E. auf Grund eines Beſchluſſen der Bezirköverkretung der Miniſterlal⸗ 
returd eingebracht, in welchem geltend gemacht wurde, daß eiuem 
Bezirksverlretungsmitgliede, wenn deſſen Amt gemäß § 47 des B. V. G. 
auch ent unenkgeltliches fei, eine Entlohnung, beziehungswelſe eine 
Vergütung dann nicht verwehrt werden könne, wenn dasſelbe in eine 
Commiſſion gewählt wird, welche in dem Amte eines Bezirksverkre⸗ 
tungsmitgliedes nicht inbegriffen iſt, und dies um fo weniger, als 
ſolche Commiſſionen Auslagen vernrſachen, deren Erſatz das Bezirks⸗ 
Vertretungsmitglied ſchon nach den bürgerlichen Geſeen zu verlangen, 
berechtiget iſt. 

Wag Miniſterium des Innern hat dieſem Necurſe mit Ent 
ſcheidung vom 1. Suli 1871, 3. 7436 in Hinblick auf die Beſtim⸗ 
mungen der $$ 47 und 79 des Landesgeſetzes vom 25. Juli 1864 
(Ar 27, L G. B)) leine Folge gegeben. Kl. 


Die Bezüge ſtädtiſcher Beamten können nicht in Exeeution ze⸗ 
zogen werben. (Hofkanzleidecret vom 3. April 1938, 3. Mu. 


Auf Grund des rechtskräftigen Urtheiles vom 21. Februar 
1870, 3. 7686 bewilligte das k. k. Handelsgericht in Prag mit dem 
Beſcheide vom 23. März 1871, 8. 17.173 der Firma J. L. K. 
wider Anton B wegen ſchuldigen 117 fl. 65 kr. ö. W. ſammt Ne⸗ 


) Man vergleiche die Mirthellung In Nr 21, S. 88 des Sahıyanges 1868 
dieser Zeiiſchrifl 

) Feaglicher $ 47 lautet; „Das Anıl eines Mitgliebed der Bezlefsverkvelung 
ift unentgelklich Der Obmann nud die Mitglieder des Bezirkgausſchuſſes find uur be⸗ 
zecstigt, Die Bergirinig für die wit ihrer Gejchaftäfiigrung verbundenen banren Kos. 
lagen lng Bezintänitteln anzuſprechen . 


bengebühren die zwangsweiſe Einautworkung des Betrages von 117 fl. 
65 kr. o. W. ſammt Nebengebühren von dem Gehalte des Anton B., 
welchen derſelbe von dem Skadtrathe in Saum jährlich zu ber 
ziehen hat. 

Anf Recurs detz Anton V. hat das k. k. böhm. Oberlandes⸗ 
gericht mit der Entſchekbung vom 23. Mai 1871, 3. 17.018 die 
Firma J. L. K. mit ihrem Geſnche abgewieſen, „weil — fo die 
Grunde — Anton W. nach Inhalt des Berichtes des Bürgermeifier: 
amtes in Lauu vom 22. April 1871, 3. 358 mit dem Beſchluſſe 
der Stadtvertretung vom 6. März 1871, zum Polizeſcommiſſär diefer 
Stadt mit dem Jahresgehalte von 400 fl. ernannt wurde, ſomit 
ſtädtiſcher Beamter iſt. Da gemäß Patent vom 25. October 1798 
Nr. 436 der J. G. S die Gehalte der Staatsbeamten weder ver⸗ 
vfändet uch mit Verbot belegt oder freiwillig abgetreten werden 
können, ſtädtiſche Beamte aber nach Inhalt des Hoffanzleidecretes 
vom 3, April 1838, 3. 6482 den Staatöbenmten in diefer Beziehung 
gleichgeſtellt find, fo ſtellt ſich die begehrte zwangsweiſe Einantwor⸗ 
tung eines Thetled dieſer Beſoldung als unzuläſſig dar“. 

Der f. k. oberſte Gerſchtshof hat unterm 1. Auguſt 1871, 
3. 9653, den Reviſtonsrecurs der Arma J. L. K. abzuweiſen be⸗ 
funden, „weil gemaß des Patentes vom 25. October 1798, Nr. 436 
der J. G. S. jede Erecutionsführung auf Gehalte offenklicher Be⸗ 
amten unzuläſſig und Auton V. welcher als ſtädtiſcher Poltzeteom⸗ 
miſſär in Laun den Jahresgehalt von 400 fl. bezieht, den öffentlichen 
Beamten gleichzuhalten iſt“. Ger⸗⸗Stg. 


Notizen. 


(Alters nach ſicht zur Erlangung von Staatsdien feen) gu 
Folge a, h. Eulſchlſeßung vom 17. Jun 1822 (8. 24.997) dorf Niemand nach über. 
ſchrittenem 40, Lebeusſahre ohne beſondere Bewilligung im (. f. Dieuſte angeſtellt 
wecben, außer im Falle numtllelbaren Webertuittes aus wirklicher Milltärdienſtlelſtung 
oder and der Invalidenverſorgung. Mit dem den Miniſterken und Ceutraſbehörden 
vorgezeichneten Wirkungskreiſe ıft denſelben die Erthellung der Nachſicht det über. 
ſchrittenen Normalallerd zum Behufe des Eintrittes ot ben Slaalsdlenſt an für den ⸗ 
felßen beſonderg geeignete oder verbiente Indioſdnen unter 50: Jahren eingeräumnk 
worden. Gemäß der allerh. Entſchließung vom 9. April 1896 (g. 15.818) darſ die 
Altergnachſicht memals für elne ganze Kategorie von ind immer in Erledigung. 
Tommenben Dienftplägen, ſondern immer nur fir einen beſtiuunten, oeben zu beſeheuden 
Otenſtpoſteu nachgefucht werden, Dem Geſuche um Alternnchficht ſoll zu Folge allexh, 
Welſung vom 29. December 1833 (3. 769 ex 1894) Immer der Taufſchein, und ge. 
maß der allerh Anpednung vom 5. Seplember 1849 (8. 28.928) auch die Nachwel. 
fung, daß der Bewerber vollkommen geſund und Aitflig fei, beigelegt werden. 
Die Werhandlung ber mit Ansuchen um Allersnachſicht verbundenen Bewerbungen 
um Anftellung if nat allerh. Entſchliehungen vom 29. December 1888 (g. 769 ex 
1834) und 14, Juli 1942 (J. 24.508) dahin normirt worden, daß ein Competent 
one dem Grade allein, weil er das Normalalter iberfehtitten hat, aug der Beſehuͤnge⸗ 
verhandlung nicht ausgeſchloſſen werden ſolle, daß ferners in dem Palle, wo die Ernen⸗ 
nung höheren Orts erfolgt, dos Bewerbungs- und Alterenachſſchtsgeſuch gleichzeitig 
alt dem Beſehungavorſehlage zur Entſcheldung vorzulegen, und daß endlich nun dieſe 
feßtexe und vickfichtlich um Erwitkung oder Etkheilung der Altersuachſicht nur In 
dem Palle abgeſondert einzuſchreiten ſel, weh es ſich um einen Bewerber für Stelle, 
deten Verleihung mindeven Orts als die Nachſichtsertheilung in Bezug auf bad Alter 
zukomwit, handelt, welcher ſonſt alle erforderlichen Eigenschaften fir den angeſuchten 
Dienſtplaß boſiht und unter ben Bewerbern ald der bar geeignetste erkannt wird 
(Erlaß des Miniſterlums des Innern vom 15. October 1859, Z. 23.085.) 


(Deffentliche Geldſammkungen) Oeffentlicheſcheldſammkungen können 
nur nach eingeholter Bewilligung der polttiſchen Behörde veranſtaltet werden. Eine 
Bewilligung zu einer mubihätigen Samnnlaug wird in der Regel nur daun er. 
theilt, weng ganze Gebieſe, Gemenden, Oriſchaften oder Theile derſelben durch 
Ferer- oder andere (fementntereigniffe heimgeſucht werden und hiedunch in einen 
Meißſtand geralfeu find, zu deſſen Hebung die localen uud Landesmittel nicht aus- 
reichen. Für einzelne Pernuglückte, ober wenn die durch Braud zerſtörten Gebäude 
gegen Senerfepaben verſichert waren, dünſen öffentliche Sammlungen nicht Tewiligt 
werden. Bor Ertheilung einer ſoſchen Sammlung ift der Schaden zu schätzen. Se 
nach der Gröſße und bem mfauge des durch derartige Unglücksfälle verurſochlen 
Schabene erstreckt ſich die Semmtungebeniliigung entweder auf den polliſchen 
Beile, auf mehrere pollliſche Bezirke, auf ein oder mehere Werwaltungsgeblete 
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(Provinzen) oder auf das ganze Nelch. Oeffenlliche Sammlungen werden durch 
die Gemeinbevnftäube mittelſt ihrer eigenen Orgaue und durch die Seelſorger 
veranftaftet. Die politiſchen Behörden halen deßhalb für bie entfprechende Ber⸗ 
lautbharung folcher Sammlungößewilligungen Sorge zu tragen. Die eingeſendelen 
Bekrnge ind an die polltiſche Behörde zu leiten. nubefngte Sammler werden 
außer dem Falte eller befonderd nach unler das Strofgefeh fallenden Handlung, 
von der polltiſchen Behörde nıit Arteſt und Gonfischung der eingefammelten Be: 
träge geahndet. Zur Gelfeilung von Sammlungabewiligungen find competent: 
9) für den Umfang des polttiſchen Mutshezirtet die Bezlrkähnuptinannſchaft; b) 
für mehrere Amtsbezirke oder für das ganze Verwaltungsgebiet (Provinz) die 
poliliſche Landesstelle; endlich e) fler mehrere Verwalkungsgebiete ober für das 
ganze Reich der Miniſter bes Innern. Die auönahmöwelfe, jedoch unn in ben ſel⸗ 
leuſten Föllen zu erthellende Saumluungebewilllgung fiir Verunglückte oder für 
fromme oder Flle andere Zwecke im Auslande iſt gleichfalls dent Munlſter des 
Innern vorbehalben, (Erlaß des Miniftera des Innern von 29. März 1870, 8 
964/ M. J) 


Verordnungen. 


Eiveulge⸗Verordnuung des k. und k. Neichätt: inis . 

Abth. 5, Nr. 1298 eee fe alte ler un. Sl, Fr. } i der 
die Befitnumungen bezligtich dee Enteichſnng van Borſpannggebühren bei vor⸗ 
kommenden Diſtanzukrichtegungelt. 

Mil der Elrenlar-Berordnung vom 29. Full 1869, Abth. 6, Nr. 1144, 
wurde angeordnet, daß die Marfchrontenlarten old Grundlage zun Berechnung ber 
Monteulängen, daher zur Beneſfung der Geldvergütung für Diltirvorfpann ze. zu 
bienen haben. 8 

Do jedoch wiederholt Fälle vorkommen, daß die in den Marſchroutenkarten 
angegebenen Mellendſſtanzen mit den diedfälligen Verzeichulſſen der politiſchen Be 
burden nicht übereluſttumten und fieh daher bei Entrichtung der Vorſpannegebülh 
Differenzen zwichen dem Transportofüßrer und dem Morfpanndamte, reſpectlve dem 
Gemeindeamte ergeben, fo wird heftimut; daß fo lange eine Oſtanzberichttgung 
oder die Viſtanzangabe berhaupt fir eine Monte durch das Verordnnugablolt für 
das k k. Heer nicht verlaulbart it. Bet vorkommenden Rechnungsproceſſen jenen 
Gerllficaten über abgeuoimmene Vorſpann, welche bie gleichlautende Beftätigungd» 
einufel. der polſtiſcen Behörde und bed k. k. Minifteritund Ded Tuner (bezüglich! 
nugarſſchen Communſegtiong. Miniſterium) betreff der Meilendiſtanz erörtert ſind, 
die gleiche Gilllgkett wle denglugaben der Marſchrontenkarten zuzuerkeunen iſt, 

Sobald jevoch durch dag Verordnungsblatt für bad k. t. Heer die Ränge einer 
Moute deffuikiv verlautbart worden ift, hot bel Berechnung der Vorſpannsgebüihr un⸗ 
bedingt nur dieſe Ränge als maßgebend zu gelten, indem ſolche Publicationen nur 
anf Grund von Metlendiftanz » Gertificaten der politiſchen Landeabehörden 
erfolgen. 


Verfonalien. 


Se Maſeſtät halen ben Secllongrath im Mintſterlum deg Aeußern Helurich 
Barb unter gleichzeitiger tarfreier Verleihung bed Titeld und Ranges einch Hof. 
rathes zun Olrecker ber orientallichen Mabenne,; dann ben mit dem Titel und 
Range eined Miniſteriaſrathes bekleideten Generalconſul in Beyrut Alfred Ritter 
von Kremer zum Serllonszath im Minſſterinnt bes Aeußern ernaunt und dem 
ebe dajelbft Iulius Ritter von Iabheruy den Titel aud Rang ein 
Hof, und Mintftertalvathen karfrei ver legen 

Se. Majefitt haben deu Bürgermeiftern von Klechheln und Tolmeln Franz 
Ger in uud Michael Sazafırra das goldene Verdienfikteug mit der Krone ver“ 
lichen. 

3 St. Majeftft Haben bie im neuen Organisnıns der dahnatintfeen Finanz: 
fonbesdtreciton fftemifirten Oberfinaugrathefteilen den dortläudigen Ftnanzräthen 
Carl Cerrant, Franz Nanı und Georg Breiheren von Plenker verliehen, 

Se. Mojeftät haben den Borftand des Montan, Fachrechnungsdepactements 
um Finanzminiſterlum Bier, Hofbuchhalter Franz Kraft zum Oberfinanzrathe tm 
nen organiſirten Perſonalſtande der Rechnung und Fachrechuungsdeparlements des 
Finanzminiſlerumms ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dein mit Titel und Raug eines Finanzrathes be⸗ 
Hebeten Procuraklsadfunclen Bei der nieder⸗öſterl. Flunnzproenrakur Or, Wilhelm 
beddihn eine daſelbſt erledigte proviſ. inanzratheftelle verliehen, 


Erledigungen. 


Mehrere Bezukstommiſsärs⸗, beziehungsweife Statthaltereiconcipiſten, daun 
mehrere Gonceptönbfunetenftelfen beı ben polkkiſchen Behörden in Mähren, bis Ende 
September. (Amtebl Pr. 220.) 

Proklſcantenſtelle beim glechuungsdepartement der ſchleſiſchen gaubesreglernng 
mit 200 fl. Adiutum jährlich, bis 24. September (Amtebl. Ni. 221.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


